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Das Amt für Bildung gibt bekannt: 
 

Richtlinie für die Aufgabenstellung und Bewertung 
der Leistungen in der Abiturprüfung 

vom 28. April 2010 
 
Inhaltsverzeichnis 

1. Anwendungsbereich  
 
2. Regelungen für die schriftliche Prüfung im zentralen Verfahren  

2.1 Angaben zu den unterrichtlichen Voraussetzungen und den erwarteten Prüfungsleistungen  
2.2 Aufgaben für die schriftliche Prüfung  

 
3. Regelungen für die schriftliche Prüfung im dezentralen Verfahren  

3.1 Angaben zu den unterrichtlichen Voraussetzungen und den erwarteten Prüfungsleistungen 
3.2 Aufgaben für die schriftliche Prüfung 

 
4 Korrekturverfahren  

4.1 Zentrale schriftliche Abiturprüfungen 
4.2 Dezentrale schriftliche Abiturprüfungen  

 
5 Aufgaben für die mündliche Prüfung  

5.1 Präsentationsprüfung gemäß § 26 Absatz 1 APO-AH 
5.2 Nachprüfung gemäß § 25 Absätze 2 und 3 APO-AH  

 
6 Bewertung der Prüfungsleistungen  

6.1 Schriftliche Prüfung  
6.2 Präsentationsprüfung gemäß § 26 Absatz 1 APO-AH  
6.3 Nachprüfung gemäß § 25 Absätze 2 und 3 APO-AH  

 
7. Bestimmung für die einzelnen Fächer  
 
8. Schlussbestimmung  
 
Anlagen 
 
1 Anwendungsbereich 

Diese Richtlinie gilt für alle Prüfungsleistungen im Rah-
men der Abiturprüfung an gymnasialen Oberstufen, be-
ruflichen Gymnasien mit den Fachrichtungen Wirtschaft, 
Technik, Pädagogik und Psychologie, Abendgymnasien 
und am Hansa-Kolleg sowie an Ersatzschulen, die an 
den Prüfungen teilnehmen. 
 
Sie gestaltet die Ausbildungs- und Prüfungsordnung zum 
Erwerb der allgemeinen Hochschulreife (APO-AH) vom 
25. März 2008 (HmbGVBl. 2008, S. 137), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 18. März 2009 (HmbGVBl. 
2009, S. 66) näher aus. Fachbezogene Regelungen 
finden sich in den jeweiligen Regelungen für die einzel-
nen Fächer. Der Nachteilsausgleich wird gemäß § 13 der 
APO-AH geregelt. 
 
Diese Richtlinie ersetzt die Richtlinie für die Aufgaben-
stellung und Bewertung der Leistungen in der Abiturprü-
fung vom 8. März 2007. 
 
 
2 Regelungen für die schriftliche Prüfung im zent-

ralen Verfahren 

2.1 Angaben zu den unterrichtlichen Voraussetzun-
gen und den erwarteten Prüfungsleistungen 

In den „Regelungen für die zentralen schriftlichen Prü-
fungsaufgaben“, die jährlich vom Amt für Bildung bzw. 
dem Institut für Berufliche Bildung (HIBB) herausgegeben 

werden, werden die Schwerpunktthemen für die Kern-
fächer festgelegt, differenziert nach grundlegendem so-
wie erhöhtem Anforderungsniveau. Diese Schwerpunkt-
themen sowie die darauf bezogenen Hinweise für den 
Unterricht stellen auf der Basis der geltenden Rahmen-
pläne des jeweiligen Faches die unterrichtlichen Voraus-
setzungen für die entsprechenden Prüfungsaufgaben 
dar. Darüber hinaus enthalten die „Regelungen für die 
zentralen schriftlichen Prüfungsaufgaben“ Angaben 
• zu der Art der Aufgaben, die gestellt werden, 
• zum Zeitumfang, der den Prüflingen für die Bearbei-

tung der Aufgabe bzw. der Aufgaben zur Verfügung 
steht, und 

• zu den Hilfsmitteln, derer sich die Prüflinge bei der 
Bearbeitung der Aufgaben bedienen dürfen. 
 

Außerdem enthalten sie eine Liste der Operatoren, d. h. 
eine genaue Definition der Arbeitsaufträge mit Bezug zu 
den Anforderungsbereichen. 
 
2.2 Aufgaben für die schriftliche Prüfung 

Die Aufgaben in den Kernfächern werden vom Amt für 
Bildung bzw. dem HIBB zentral gestellt. Die Aufgaben-
vorschläge enthalten Erwartungshorizonte und Hinweise 
zur Bewertung der Prüfungsleistung. 
 
Die Anzahl der zur Auswahl vorgelegten bzw. zu bearbei-
tenden Aufgaben sind in der folgenden Tabelle darge-
stellt. 
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Fach 

Anzahl der Aufgaben, die 
der jeweiligen Fachlehrkraft 

vorgelegt werden 

Anzahl der Aufgaben, die 
dem Prüfling zur Auswahl 

vorgelegt werden 

Anzahl der Aufgaben, die 
der Prüfling bearbeiten 

muss 
1. Aufgabenfeld    
Deutsch 3 3 1 
Fremdsprachen:    
Neue Fremdsprachen 
(weitergeführt) 

2 2 1 

Alte Fremdsprachen 
(weitergeführt) 

2 1 1 

 

3. Aufgabenfeld    
Mathematik 6 2 2 
 

3 Regelungen für die schriftliche Prüfung im 
dezentralen Verfahren 

3.1 Angaben zu den unterrichtlichen Vorausset-
zungen und den erwarteten Prüfungsleistungen 

Die Aufgabenstellung in den übrigen Fächern bzw. 
Fachrichtungen gemäß Anlage 1 zur APO-AH erfolgt 
durch das Amt für Bildung bzw. das HIBB auf der Basis 
der Aufgabenvorschläge der Schulen. Die dezentral 
erstellten Aufgabenvorschläge werden vom Amt für 
Bildung bzw. vom HIBB geprüft, ggf. korrigiert bzw. 
modifiziert und ausgewählt. 
 
Die Anzahl der jeweils einzureichenden Aufgabenvor-
schläge, die Anzahl der Aufgaben, die dem Prüfling 

vorgelegt werden, und die Anzahl der Aufgaben, die der 
Prüfling bearbeiten muss, sind in der folgenden Tabelle 
dargestellt. Die Aufgabenvorschläge insgesamt müssen 
Themenbereiche aus mindestens zwei Halbjahren ab-
decken. Aufgaben für die schriftliche Abiturprüfung 
dürfen nicht bereits in Klausuren im Unterricht gestellt 
worden sein. 
 
Die Erstellung der Vorschläge liegt in der Verantwortung 
der Fachlehrkraft; sie müssen von ihr oder von einer 
Person, die zur Amtsverschwiegenheit verpflichtet ist, 
verfasst und vervielfältigt werden. Sie enthalten Erwar-
tungshorizonte und Hinweise zur Bewertung der Prü-
fungsleistung. Hinweise oder Andeutungen auf die 
Aufgaben gegenüber den Prüflingen sind nicht zulässig. 

 
3.2 Aufgaben für die schriftliche Prüfung 

 
Fach 

Anzahl der dem Amt für 
Bildung bzw. dem HIBB 
einzureichenden Auf-

gabenvorschläge 

Anzahl der Aufgaben, 
die dem Prüfling vorge-

legt werden 

Anzahl der Aufgaben, die 
der Prüfling bearbeiten 

muss 

1. Aufgabenfeld 
Fremdsprachen 2 1 1 
Bildende Kunst 3 2 1 
Musik 3 2 1 
Darstellendes Spiel/Theater 3 2 1 
2. Aufgabenfeld 
Geschichte 3 2 1 
Geographie 3 2 1 
PGW 3 2 1 
Pädagogik 3 2 1 
Pädagogik (BGy) 4 2 1 
Psychologie 3 2 1 
Psychologie (BGy) 4 2 1 
Recht 3 2 1 
Religion 3 2 1 
Philosophie 3 2 1 
Wirtschaft 3 2 1 
Betriebswirtschaft (BGy) 4 2 1 
Volkswirtschaft (BGy) 3 2 1 
3. Aufgabenfeld 
Physik 3 2 2 
Chemie 3 2 2 
Biologie 3 2 2 
Informatik 3 2 2 
Technik (BGy) 2 1 1 
Sport 2 1 1 
 



11 

 
4 Korrekturverfahren 

Es gibt zwei unterschiedliche Korrekturverfahren: 
 
4.1 Zentrale schriftliche Abiturprüfungen 

In den Kernfächern erfolgt die Erstkorrektur in der Schule 
des Prüflings. Die für den Unterricht zuständige Fach-
lehrkraft ist Referentin/Erstkorrektorin bzw. Referent/ 
Erstkorrektor des Prüfungsausschusses. Korreferentin/ 
Zweitkorrektorin oder Korreferent/Zweitkorrektor ist eine 
Lehrkraft einer anderen Schule. Ihr oder ihm sind weder 
die Schule, an der der Unterricht in dem Prüfungsfach 
erteilt wurde, noch die Referentin oder der Referent noch 
die Namen der Prüflinge bekannt. Die Prüfungsarbeiten 
werden durch eine Referentin bzw. einen Referenten 
(Erstgutachten) und eine Korreferentin bzw. einen Korre-
ferenten (Zweitgutachten) korrigiert sowie unabhängig 
voneinander bewertet und benotet. 
 
Die bzw. der Vorsitzende des Prüfungsausschusses legt 
die endgültige Punktzahl fest, wenn ihr bzw. ihm die Erst- 
und Zweitgutachten vorliegen. Beträgt die Differenz der 
im Erstgutachten und im Zweitgutachten erteilten Punkt-
zahlen nicht mehr als drei Punkte, bildet sie bzw. er den 
Mittelwert beider Punktzahlen. Liegt der Mittelwert zwi-
schen zwei Punktzahlen, rundet sie bzw. er zur nächsten 
vollen Punktzahl auf. In begründeten Fällen kann ein 
Drittgutachten veranlasst werden. 
 
Beträgt die Differenz der im Erstgutachten und im Zweit-
gutachten erteilten Punktzahlen mehr als drei Punkte, 
wird ein Drittgutachten veranlasst. Das Amt für Bildung 
bzw. das HIBB bestimmt die Person der Drittgutachterin 
bzw. des Drittgutachters. Wenn das Amt für Bildung bzw. 
das HIBB keine andere Drittgutachterin bzw. keinen 
anderen Drittgutachter benennt, verfasst die Vorsitzende 
bzw. der Vorsitzende des Prüfungsausschusses das 
Drittgutachten. Die bzw. der Vorsitzende des Prüfungs-
ausschusses beruft dann unter Aufhebung der Anonymi-
tät den Prüfungsausschuss ggf. unter Hinzuziehung der 
Drittgutachterin bzw. des Drittgutachters ein, um die 
Gründe für die Differenz zwischen Erst- und Zweitgutach-
ten persönlich zu erörtern. Die endgültige Punktzahl wird 
dann gemäß der Regelung in § 24 Absatz 4 der APO-AH 
festgelegt. Diese Punktzahl und ihre Begründung werden 
allen an der Bewertung der Prüfungsarbeit beteiligten 
Lehrkräften bekannt gegeben. 
 
4.2 Dezentrale schriftliche Abiturprüfungen 

In allen Fächern, die nicht Kernfächer sind, erfolgt die 
Erstkorrektur in der Schule des Prüflings. Die für den 
Unterricht zuständige Fachlehrkraft ist Referen-
tin/Erstkorrektorin bzw. Referent / Erstkorrektor des Prü-
fungsausschusses. Korreferentin / Zweitkorrektorin bzw. 
Korreferent/Zweitkorrektor ist eine Lehrkraft einer ande-
ren Schule. Die Prüfungsarbeiten werden durch eine 
Referentin bzw. einen Referenten (Erstgutachten) und 
eine Korreferentin bzw. einen Korreferenten (Zweitgut-
achten) korrigiert sowie unabhängig voneinander bewer-
tet und benotet. Die Zweitkorrektur erfolgt nicht anonym. 
Das Amt für Bildung bzw. das HIBB weist wechselnde 
Partnerschulen zu. Ein Wechsel der Partnerschulen 
erfolgt in der Regel nach zwei Schuljahren. Diese Schu-
len organisieren den Austausch der dezentralen Prü-
fungsarbeiten in eigener Regie. 
 
Die bzw. der Vorsitzende des Prüfungsausschusses legt 
die endgültige Punktzahl fest, wenn ihr bzw. ihm die Erst- 
und Zweitgutachten vorliegen. Beträgt die Differenz der 

im Erstgutachten und im Zweitgutachten erteilten Punkt-
zahlen nicht mehr als drei Punkte, bildet sie bzw. er den 
Mittelwert beider Punktzahlen. Liegt der Mittelwert zwi-
schen zwei Punktzahlen, rundet sie bzw. er zur nächsten 
vollen Punktzahl auf. In begründeten Fällen kann ein 
Drittgutachten veranlasst werden. 
 
Beträgt die Differenz der im Erstgutachten und im Zweit-
gutachten erteilten Punktzahlen mehr als drei Punkte, 
wird ein Drittgutachten veranlasst. Das Amt für Bildung 
bzw. das HIBB bestimmt die Person der Drittgutachterin 
bzw. des Drittgutachters. Wenn das Amt für Bildung bzw. 
das HIBB keine andere Drittgutachterin bzw. keinen 
anderen Drittgutachter benennt, verfasst die Vorsitzende 
bzw. der Vorsitzende des Prüfungsausschusses das 
Drittgutachten. Die bzw. der Vorsitzende des Prüfungs-
ausschusses beruft dann den Prüfungsausschuss ggf. 
unter Hinzuziehung der Drittgutachterin bzw. des Dritt-
gutachters ein, um die Gründe für die Differenz zwischen 
Erst- und Zweitgutachten persönlich zu erörtern. Die 
endgültige Punktzahl wird dann gemäß der Regelung in 
§ 24 Absatz 4 der APO-AH festgelegt. Diese Punktzahl 
und ihre Begründung werden allen an der Bewertung der 
Prüfungsarbeit beteiligten Lehrkräften bekannt gegeben. 
 
 
5 Aufgaben für die mündliche Prüfung 

Es gibt zwei Arten der mündlichen Prüfung: 
• die mündliche Prüfung gemäß § 26 Absatz 1 APO-AH 

(Präsentationsprüfung) und 
• die mündliche Prüfung gemäß § 25 Absätze 2 und 3 

APO-AH (Nachprüfung) 
 
Die Aufgaben der mündlichen Prüfungen dürfen keine 
Gegenstände der schriftlichen Prüfung zum Inhalt haben. 
Hinweise und Andeutungen auf die vorgesehenen Auf-
gaben gegenüber dem Prüfling über das in § 26 APO-AH 
Vorgeschriebene hinaus sind nicht zulässig. 
 
5.1 Präsentationsprüfung gemäß § 26 Absatz 1 

APO-AH 

Die Prüflinge können dem Prüfungsausschuss bis zu 
einem von der Schule zu bestimmenden Termin ein Prü-
fungsgebiet schriftlich angeben. Lehnt die bzw. der Vor-
sitzende des Prüfungsausschusses das Gebiet nicht in 
angemessener Zeit als ungeeignet ab, ist dieses Gebiet 
Gegenstand der Prüfung. Der Referent bzw. die Referen-
tin entwickelt daraus die Aufgabenstellung, die das zu-
grunde liegende Anforderungsniveau angemessen be-
rücksichtigt und dem Prüfling in seinem Lösungsansatz 
einen Gestaltungsraum lassen soll. Eine Aufgabenstel-
lung, die einer bereits im Unterricht bearbeiteten gleicht 
oder so ähnelt, dass sich die Anforderungen an den 
Prüfling im Wesentlichen auf die Wiedergabe von bereits 
Be- oder Erarbeitetem beschränken, ist nicht zulässig. 
Insbesondere dürfen Aufgaben für die mündliche Abitur-
prüfung als Präsentationsprüfung nicht bereits als Prä-
sentationsleistung im Unterricht gestellt worden sein. 
 
Die Prüflinge erhalten die Aufgabenstellung für die Prü-
fung drei Wochen vor dem Prüfungstermin und geben 
eine Woche vor dem Prüfungstermin eine schriftliche 
Dokumentation im Umfang von maximal zwei DIN-A4-
Seiten über den geplanten Ablauf sowie über die Inhalte 
der Präsentation bei der oder dem Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses ab. Die Dokumentation ist Teil der 
Prüfungsleistung. Sie darf in der Gesamtbewertung nicht 
überwiegen. Wird sie nicht rechtzeitig erbracht, kann die 
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Prüfung nicht besser als „mangelhaft“ bewertet werden. 
Die Referentin bzw. der Referent legt der Prüfungskom-
mission spätestens drei Tage vor der Prüfung die Aufga-
benstellung mit dem Erwartungshorizont vor. 
 
Die Präsentationsprüfung erfolgt grundsätzlich als Ein-
zelprüfung in der in § 26 Absatz 1 der APO-AH beschrie-
benen Form. Gruppenprüfungen müssen schriftlich be-
gründet und bis zu einem von der Schule festgesetzten 
Termin bei der Vorsitzenden bzw. dem Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses beantragt werden. Die Gruppe 
darf in der Regel nicht mehr als drei Prüflinge umfassen. 
Gruppenprüfungen mit zwei Prüflingen dauern in der 
Regel 45 Minuten, Gruppenprüfungen mit drei Prüflingen 
dauern in der Regel 60 Minuten. Dabei muss der indivi-
duelle Anteil jedes Prüflings sowohl im mediengestützten 
Vortrag als auch in dem anschließenden Fachgespräch 
erkennbar sein. Der individuelle Anteil im mediengestütz-
ten Vortrag soll nicht kürzer als 10 Minuten sein. 
 
5.2 Nachprüfung gemäß § 25 Absätze 2 und 3 

APO-AH 

Die Nachprüfung erfolgt in der in § 26 Absatz 2 der APO-
AH beschriebenen Form. 
 
Sie hat in der Regel unter Beachtung thematischer Zu-
sammenhänge Gegenstände aus mehr als einem Halb-
jahr der Studienstufe zum Gegenstand. Aufgaben für die 
mündliche Abiturprüfung als Nachprüfung dürfen nicht 
bereits in den schriftlichen Abiturprüfungen gestellt wor-
den sein. 
 
Die Aufgaben ermöglichen dem Prüfling sowohl eine 
zusammenhängende Darstellung als auch ein Prüfungs-
gespräch. Die Prüfung gibt dem Prüfling Gelegenheit, 
Kenntnisse und Fähigkeiten nachzuweisen, die unter-
schiedliche Ansprüche an die Selbstständigkeit bei der 
Lösung der Aufgaben stellen. 
 
6 Bewertung der Prüfungsleistungen 

Die Prüfungsleistungen werden nach Noten bezogen auf 
die 15-Punkte-Skala gemäß § 9 der APO-AH bewertet. 
 
6.1 Schriftliche Prüfung 

Aus der Korrektur und Beurteilung der schriftlichen Arbeit 
(Gutachten) geht hervor, welcher Wert den von der Schü-
lerin bzw. dem Schüler vorgebrachten Lösungen, Unter-
suchungsergebnissen oder Argumenten beigemessen 
wird und wie weit die Schülerin bzw. der Schüler die 
Lösung der gestellten Aufgaben durch gelungene Beiträ-
ge gefördert oder durch Fehler beeinträchtigt hat. Die 
zusammenfassende Beurteilung schließt mit einer Be-
wertung. 
 
Bei erheblichen Mängeln in der sprachlichen Richtigkeit 
und der äußeren Form (z. B. ständiges Schreiben über 
den Rand, unleserliche Handschrift) sind bei der Bewer-
tung der schriftlichen Prüfungsleistung je nach Schwere 
und Häufigkeit bis zu zwei Punkte der einfachen Wertung 
abzuziehen. In den Fremdsprachen ist der Bereich der 
sprachlichen Richtigkeit der Prüfung immanent und somit 
nicht doppelt zu bewerten. 
 
Die Kriterien für die Bewertung in den einzelnen Fächern 
sind der jeweiligen Anlage zu entnehmen. 

6.2 Präsentationsprüfung gemäß § 26 Absatz 1 
APO-AH 

Im Unterschied zur schriftlichen Prüfung zeigt der Prüf-
ling in der Präsentationsprüfung, dass er Sachverhalte 
und Problemlösungen im freien Vortrag unter angemes-
senem Medieneinsatz darstellen und zu ihnen im Fach-
gespräch begründet Stellung nehmen kann. Folgende 
Kriterien gelten für die Bewertung der mündlichen Prä-
sentationsprüfung: 

• Der Prüfling setzt die gestellte Aufgabe in ein struktu-
riertes Arbeitsvorhaben um. 

• Der Prüfling recherchiert Informationen zielgerichtet. 
• Der Prüfling wählt geeignete Arbeitsmethoden aus 

und wendet sie an. 
• Der Prüfling bereitet Ergebnisse den Anforderungen 

entsprechend medial auf. 
• Der Prüfling findet eine nachvollziehbare und diffe-

renzierte Lösung der Aufgabe. 
• Der Prüfling drückt sich unter angemessener Ver-

wendung der Fachterminologie und auf der Basis 
sicherer, aufgabenbezogener Kenntnisse klar, struk-
turiert und differenziert aus. 

• Der Prüfling präsentiert seine Arbeitsergebnisse unter 
angemessener Mediennutzung. 

• Der Prüfling reflektiert die gewählte Methode, die 
Arbeitsschritte bei der Lösung der Aufgabe sowie den 
Medieneinsatz bei der Präsentation und gibt dazu 
selbstkritisch Auskunft. 

 
Die spezifischen Kriterien für die Bewertung in den ein-
zelnen Fächern sind der jeweiligen Anlage zu entneh-
men. 
 
6.3 Nachprüfung gemäß § 25 Absätze 2 und 3 

APO-AH 

Die Bewertung der Prüfungsleistung in der mündlichen 
Nachprüfung erfolgt grundsätzlich in Anlehnung an den 
Maßstab für die Bewertung der schriftlichen Prüfung. 
Folgende Kriterien gelten für die Bewertung der mündli-
chen Präsentationsprüfung: 

• Der Prüfling drückt sich klar und differenziert aus, 
trägt die vorbereiteten und gegliederten Arbeitser-
gebnisse frei vor und stellt sie adressatenbezogen 
dar. 

• Der Prüfling führt ein themengebundenes Gespräch, 
geht dabei auf Gesprächsimpulse in der Prüfung ein 
und bringt gegebenenfalls eigene sach- und problem-
gerechte Beiträge zu diesen Impulsen ein. 

• Der Prüfling nimmt eine Einordnung von Sachverhal-
ten oder Problemen in übergeordnete Zusammen-
hänge vor. 

• Der Prüfling setzt sich mit den Sachverhalten und 
Problemen selbstständig auseinander und nimmt ge-
gebenenfalls eine eigene Stellungnahme vor. 
 

Die spezifischen Kriterien für die Bewertung in den ein-
zelnen Fächern sind darüber hinaus der jeweiligen Anla-
ge zu entnehmen. 
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7 Bestimmungen für die einzelnen Fächer 

Fachbezogene Regelungen und Hinweise zu den fachli-
chen Inhalten in den auf grundlegendem und auf erhöh-
tem Anforderungsniveau unterrichteten Fächern, den 
fachspezifischen Beschreibungen der Anforderungsbe-
reiche und den Aufgabenformaten in der schriftlichen 
und mündlichen Prüfung finden sich in den Anlagen 1 bis 
27. 
 
 
8 Schlussbestimmung 

Die Richtlinie tritt am 01. August 2010 in Kraft. Sie gilt 
erstmalig für die Abiturprüfung im Jahr 2011. 
 
 
Anlagen 

sprachlich-literarisch-künstlerisches Aufgabenfeld 

Anlage 1: Deutsch 
Anlage 2: Chinesisch 
Anlage 3: Englisch 
Anlage 4: Französisch 
Anlage 5: Griechisch 
Anlage 6: Latein 
Anlage 7: Polnisch 
Anlage 8: Russisch 
Anlage 9: Spanisch 
Anlage 10: Türkisch 
Anlage 11: Bildende Kunst 
Anlage 12: Musik 
Anlage 13: Darstellendes Spiel / Theater 

gesellschaftliches Aufgabenfeld 

Anlage 14: Politik / Gesellschaft / Wirtschaft 
Anlage 15: Geografie 
Anlage 16: Geschichte 
Anlage 17: Philosophie 
Anlage 18: Psychologie 
Anlage 19: Pädagogik 
Anlage 20: Recht 
Anlage 21: Religion 
Anlage 22 Wirtschaft 

 
mathematisch-naturwissenschaftlich-technisches 
Aufgabenfeld 

Anlage 23 Biologie 
Anlage 24: Chemie 
Anlage 25: Informatik 
Anlage 26: Mathematik 
Anlage 27: Physik 

 
Sport 

Anlage 28 Sport 
 
zusätzlich in Beruflichen Gymnasien 

Anlage 29: Betriebswirtschaft mit Rechnungswesen 
Anlage 30: Technik 
Anlage 31: Volkswirtschaft 
Anlage 32: Psychologie 
Anlage 33: Pädagogik 

 
Die Anlagen sind unter 
http://www.hamburg.de/bildungsplaene/1784538/start-ar.html 
zu finden. 

 
18.03..2011 B 53-3 
MBlSchul 2011 Seite 9 wird im SchulR HH unter Ziffer 2.4.4 aktualisiert 
 
 

* * * 
 
 

Die Rechtsabteilung weist hin auf die 
 

Verleihung der staatlichen Anerkennung als Ersatzschule 
für das Schulungszentrum für Altenpflege 

 
Herrn Thomas Schürmann ist als Schulträger auf den Antrag vom 22. Juni 2010 hin auf Grund des § 9 des Hamburgi-
schen Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft (HmbSfTG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Septem-
ber 2004 (HmbGVBl. S. 365), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27. April 2010 (HmbGVBl. S. 342), die staatliche Aner-
kennung für das „Schulungszentrum für Altenpflege“ als Ersatzschule mit Wirkung zum 30. März 2011 verliehen worden. 
 
08.04.2011 V 32/185-12.04/05 
MBlSchul 2011 Seite 13 
 

http://www.hamburg.de/bildungsplaene/1784538/start-ar.html�
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Die Personalabteilung informiert: 
 

Ergebnisse der Tarifverhandlungen 2011 
 
Die Tarifvertragsparteien des öffentlichen Dienstes ha-
ben sich in der abgeschlossenen Tarifrunde auf folgende 
Tariferhöhungen in 2011 verständigt. Die Erhöhungen ab 
1. Januar 2012 und die weiteren Tarifergebnisse werden 
gesondert veröffentlicht.  
 
1. Erhöhung des Tabellenentgeltes und der Entgelt-

bestandteile  

Die Tabellen- und Vergleichsentgelte werden ab 1. April 
2011 um 1,5 v. H. erhöht. Die maßgeblichen Entgelte ist 
der beigefügten Anlage 1 zu entnehmen. 
 
Die Garantiebeträge bei Höhergruppierungen nach § 17 
Abs. 4 Satz 2 TV-L erhöhen sich ebenfalls. Sie betragen 
ab 1. April 2011  
a) 27,22 € in den Entgeltgruppen 1 bis 8  
b) 54,43 € in den Entgeltgruppen 9 bis 15.  
 
Der Strukturausgleich nach § 12 TVÜ-L ist nicht dyna-
misch und wird für die Anspruchsberechtigten in der 
gewährten Höhe weitergezahlt. 
 
2. Auszubildende, Praktikantinnen und Praktikanten 

Die monatlichen Ausbildungsentgelte der Auszubilden-
den nach dem TVA-L BBiG und nach dem TVA-L Pflege 

sowie die Tarifentgelte der Praktikantinnen und Prakti-
kanten im Sinne des TV-Prakt-Weiterbildung werden ab 
1. April 2011 ebenfalls um 1,5 v. H. erhöht. 
 
3. Einmalzahlung 

Beschäftigte der Entgeltgruppen 1 bis 15 (einschließlich 
der Entgeltgruppen 2 Ü, 13 Ü und 15 Ü), die im Monat 
April 2011 Bezüge aus einem Arbeitsverhältnis erhalten, 
wird eine Einmalzahlung von 360 € gewährt.  
 
Teilzeitbeschäftigte haben Anspruch auf einen Teilbetrag 
der Einmalzahlung, der dem Verhältnis der mit ihnen am 
1. April 2011 vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit 
zu der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines 
Vollbeschäftigten entspricht.  
 
Die Einmalzahlung wird bei der Bemessung sonstiger 
Leistungen nicht berücksichtigt. Die Auszahlung erfolgt 
mit den Entgeltzahlungen im Monat April 2011. 
 
Auszubildende, Beschäftigte sowie Praktikantinnen und 
Praktikanten nach obenstehender Nr. 2 haben Anspruch 
auf eine Einmalzahlung in Höhe von 120 €.  
 

 
14.04.2011  V 438/112-12.26 
MBlSchul 2011 Seite 14 
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Anlage 1 
Tarifbeschäftigte Lehrkräfte 

Monatsentgelttabelle TV-Länder (in Euro) 
gültig für die Zeit ab 01.04.2011 bis zum 31.12.2011 

 

 
Tarifbeschäftigte (nicht Lehrkräfte) 

Grundtabelle TV-Länder Monatsentgelte (in Euro) 
gültig für die Zeit ab 01.04.2011 bis zum 31.12.2011 

 

 
 
 
 
 
 

Herausgegeben von der 
Behörde für Schule und Berufsbildung 

der Freien und Hansestadt Hamburg, Hamburger Straße 31, 22083 Hamburg 
(Verantwortlich: V 301-11 – Layout: V 234 – Vertrieb: V 231, Fax-Nr. 428 63-2902) 

Die Mitteilungsblätter sind unter  www.hamburg.de/mitteilungsblaetter/ verfügbar. 

EG Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 
15 Ü 4.697,50 5.215,91 5.707,88 6.030,57 6.109,92  
15 3.729,43 4.136,76 4.290,17 4.835,04 5.247,66  
14 3.375,01 3.745,30 3.962,19 4.290,17 4.792,72  

13 Ü  3.454,36 3.639,51 
a b 

4.792,72  
3962,19 4290,17 

13 3.067,31 3.411,16 3.596,31 3.956,02 4.453,28  
12 2.744,62 3.051,43 3.485,21 3.866,09 4.358,06  
11 2.649,40 2.940,35 3.157,24 3.485,21 3.961,31  
10 2.548,89 2.834,55 3.051,43 3.268,33 3.680,95  
9 2.247,36 2.495,98 2.622,95 2.972,09 3.247,17  
8 2.104,04 2.336,80 2.442,59 2.543,11 2.654,20 2.722,97 
7 1.966,50 2.183,39 2.326,22 2.432,02 2.516,66 2.590,71 
6 1.929,47 2.141,07 2.246,87 2.352,67 2.421,44 2.495,50 

EG Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 
15 Ü 4.697,50 5.215,91 5.707,88 6.030,57 6.109,92  
15 3.729,43 4.136,76 4.290,17 4.835,04 5.247,66  
14 3.375,01 3.745,30 3.962,19 4.290,17 4.792,72  

13 Ü  3.454,36 3.639,51 
a b 

4.792,72  
3962,19 4290,17 

13 3.110,51 3.454,36 3.639,51 3.999,22 4.496,48  
12 2.787,82 3.094,63 3.528,41 3.909,29 4.401,26  
11 2.692,60 2.983,55 3.200,44 3.528,41 4.004,51  
10 2.592,09 2.877,75 3.094,63 3.311,53 3.724,15  
9 2.290,56 2.539,18 2.666,15 3.015,29 3.290,37  
8 2.142,44 2.375,20 2.480,99 2.581,51 2.692,60 2.761,37 
7 2.004,90 2.221,79 2.364,62 2.470,42 2.555,06 2.629,11 
6 1.967,87 2.179,47 2.285,27 2.391,07 2.459,84 2.533,90 
5 1.883,23 2.084,25 2.190,06 2.290,56 2.369,91 2.422,81 
4 1.788,01 1.983,75 2.115,99 2.190,06 2.264,11 2.311,72 
3 1.761,56 1.952,00 2.004,90 2.089,54 2.158,31 2.216,50 

2 Ü 1.682,21 1.862,07 1.930,84 2.015,49 2.073,68 2.121,28 
2 1.624,02 1.798,59 1.851,49 1.904,39 2.026,06 2.153,02 
1 Je 4 Jahre 1.444,16 1.470,61 1.502,35 1.534,09 1.613,44 


